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Antrag vom 16.08.2004, NR 1479 

 
Betreff:  

Keine Produkte aus ausbeuterischer Kinderarbeit! 
 
 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Bei künftigen Ausschreibungen der Stadt Frankfurt und ihrer Eigenbetriebe sollen nur noch 
Produkte und Dienstleistungen Berücksichtigung finden, die ohne ausbeuterische Kinderarbeit 
hergestellt sind. Deshalb sollen Händler Waren mit anerkannten Siegeln (z.B. Rugmark und 
Transfer) liefern oder eine Selbstverpflichtung abgeben müssen. 
 

Begründung: 

Weltweit gehen nach Schätzungen des internationalen Kinderhilfswerkes „terre des hommes“ 
bis zu 250 Millionen Kinder unter 14 Jahren einer regelmäßigen Arbeit nach, das sind 20 – 
30% aller Kinder.  
Nach bereits zahlreichen internationalen Abkommen, die das Verbot von Zwangsarbeit und 
das Mindestalter für die Zulassung einer Beschäftigung regeln, sieht die ILO (Internationale 
Arbeitsorganisation der Vereinten Nationen) nun eine Abschaffung von Kinderarbeit in einem 
abgestuften Zeitraum vor. Die unerträglichsten Formen der Kinderarbeit sollen sofort 
abgeschafft werden, danach sollen präventive Maßnahmen wie Ausbildung und Erziehung 
parallel zu einer weiteren schrittweisen Abschaffung der Kinderarbeit ergriffen werden. Diese 
sofort abzuschaffenden Formen sind nach Artikel 3 der ILO-Konvention 182 – 
Übereinkommen über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit - folgende: 
a) alle Formen der Sklaverei und Sklaverei-ähnlicher Praktiken (Kinderhandel, 
Schildknechtschaft, Leibeigenschaft, Zwangsarbeit, Zwangsrekrutierung) 
b) Heranziehung zur Prostitution, Herstellung von Pornografie und pornografischen 
Darbietungen 
c) Heranziehung zu unerlaubten Tätigkeiten, insbesondere Drogen und Drogenhandel 
d) Arbeit, die ihrer Natur nach oder aufgrund der Umstände, unter denen sie verrichtet wird, 
voraussichtlich für die Gesundheit, die Sicherheit oder die Sittlichkeit von Kindern schädlich 
ist (körperlicher, psychologischer oder sexueller Missbrauch; Arbeit unter Tage, unter 
Wasser, in gefährlichen Höhen oder beengten Räumen, mit gefährlichen Geräten oder 
schweren Lasten, in einer ungesunden Umgebung, bei langen Arbeitszeiten oder Nachtarbeit).  
 
Mit der deutschen Ratifizierung der ILO-Konvention Nr. 182 am 18. April 2003 zur 
Ergreifung von Maßnahmen gegen die schlimmsten Formen der Kinderarbeit sind die 
Kommunen aufgefordert, das nun geltende Recht in ihrem Verantwortungsbereich 
umzusetzen. 
 
 
Antragstellende Fraktion:  
           SPD  
 
Antragsteller/innen:  
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           Stadtv. Peter Manuel Feldmann  
           Stadtv. Rudi Baumgärtner  
           Stadtv. Ursula Busch  
           Stadtv. Brigitte Enzmann  
           Stadtv. Anna Latsch  
           Stadtv. Turgut Yüksel  
 
Vertraulichkeit: Nein  
 
Zuständige Ausschüsse:  
           Ausschuss für Verwaltungsreform, Personal- und Organisationsangelegenheiten  
           Ausschuss für Jugend, Soziales, Seniorinnen und Senioren  
 
Versandpaket: 18.08.2004  

 
Beratungsergebnisse: 
 
33. Sitzung des Ausschusses für Jugend, Soziales, Seniorinnen und Senioren am 07.09.2004, 
TO I, TOP 12 
            
 Beschluss:  nicht auf TO 

 Die Beratung der Vorlage NR 1479 wird bis zur nächsten turnusmäßigen 
Sitzung zurückgestellt. 

  
Abstimmung:  

 CDU, SPD, GRÜNE, FDP, FAG und REP  
 
33. Sitzung des Ausschusses für Verwaltungsreform, Personal- und 
Organisationsangelegenheiten am 13.09.2004, TO I, TOP 6 
            
 Beschluss:  nicht auf TO 

 Die Beratung der Vorlage NR 1479 wird bis zur nächsten turnusmäßigen 
Sitzung zurückgestellt. 

  
Abstimmung:  

 CDU, SPD, GRÜNE, FDP und FAG  
 
34. Sitzung des Ausschusses für Jugend, Soziales, Seniorinnen und Senioren am 05.10.2004, 
TO I, TOP 8 
            
 Beschluss:  nicht auf TO 

 Die Beratung der Vorlage NR 1479 wird bis zur nächsten turnusmäßigen 
Sitzung zurückgestellt. 

  
Abstimmung:  

 CDU, SPD, GRÜNE, FDP, FAG und REP  
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34. Sitzung des Ausschusses für Verwaltungsreform, Personal- und 
Organisationsangelegenheiten am 11.10.2004, TO I, TOP 7 
            
 Beschluss:  nicht auf TO 

 Die Beratung der Vorlage NR 1479 wird bis zur nächsten turnusmäßigen 
Sitzung zurückgestellt. 

  
Abstimmung:  

 CDU, SPD, GRÜNE, FDP und FAG  
 


